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* Genua.
VII.

War die Konferenz von Washington in erster Linie da-
jpt bestirnmt, den Ausbruch von Feindseligkeiten im Be¬
reich des Stillen Ozeans zil verhüten oder hirmuszuschie-
ben, so lvar die Konferenz von Genua dazu bestimmt , die
große Auseinandersetzung zwischen Eng .
land und Frankreich im friedlichen Sinne , das
heißt , im Sinne einer Dämpfung des französi -
schen Imperialismus zu beenden . Nachdem der
Karren nach dem vorzeitigen Abbruch der Konferenz von
Cannes und nach der Ernennung Poincares zum Mini -
Perpräsidenten politisch gründlich verfahren war , ver¬
suchte Lloyd George, die Sache am wirtschaftlichen
Ende anzupacken : die sämtlichen Nationen Europas wpr -
de» zusammengerufen , um in Genua die Möglichkeiter
einer friedlichen Wiedergesundung des europäischen
Wirtschaftslebens zu beraten . Daß eine solche Wieder-
gesundung nach den rein machtpolitischen Rezepten
der französischen , imperialistisch orientierten Politik nicht
möglich ist, versteht sich für jeden nur halbwegs vernüns -
tigen Menschen von selbst .

Nur Frankreich will das nicht einsehen. Und weil
es das nicht einsehen tvill, dreht es den Spieß um , stellt
es die Dinge auf den Kopf , indem es erklärt , daß ge .
rade Lloyd Georges Politik den Krieg be .
deute , während die französische Politik den Frieden
verbürge . Törichtere Worte als diese sind noch nicht ge-
sprochen worden, solange es überbaupt eine Weltgeschichte
gibt .

Lloyd George mußte es darauf ankommen , die
Dinge in Genua sich so entwickeln zu lassen , daß entweder
ein praktisches Ergebnis zustande kam, oder daß . wenn
die Konferenz scheiterte , Frankreich vor der gan -
zenWeltalsdiejenigeNationhinge stellt
werden konnte , die den Frieden Europas
« nd damit den Frieden der Welt gefähr -
d e t . Im großen und ganzen kann man sagen, daß die
Entwicklung auf der Konferenz dcchin geführt hat , daß
heute ein praktisches Ergebnis außerordentlich ztveifelhast
erscheinen muß , daß aber andererseits der b ö s e W i l l e
Frankreichs sich zur Genüge vor den Augen
der ganzen Welt manifestiert hat .

Ganz sicherlich ist der Abschluß des deutsch - rus¬
sischen Vertrages Lloyd George , wenn wir seine
Politik so verstehen, wie wir es eben angedeutet haben,
unerwünscht gewesen . Denn er bot Frankreich dit will¬
kommene Gelegenheit zu dem Versuch , sich selbst weißzu¬
waschen und anderen , nämlich den Deutschen, einen Teil
der Verantwortung fiir das etwaige Mißlingen der Kon¬
ferenz aufzubürden . Allerdings hat Frankreich sich dabei
gründlich verrechnet . Der Zwischenfall ist zur Be¬
friedigung aller Völker Europas beigelegt tvorden. Und
gerade dann , wenn man der Ansicht zuneigen sollte, daß
der Abschluß dieses Vertrages eigentlich überflüssig ge -
Wesen ist , wird man zngeben müssen, daß die ganze Affäre
für den allgemeinen Gang der großen europäischen Poli -
tik doch nur ein Intermezzo geivesen ist.

Das , was England und Frankreich miteinander abzu-
machen haben, sind ganz andere Dinge . Und diese Dinge
drehen sich schon seit Ende des Krieges ganz einfach um
die Beantwortung der Frage , ob es gelingen wird , das
europäische Gleichgeivicht , an welchem England stark inte -
ressiert ist , wieder herzustellen, oder ob Europa der
französischen Hegemonie verfällt . Es ist
anerkennenswert , daß gerade der englische Staatsmann ,
der im Vertrage von Versailles Frankreich alle jene Kon-
Sessionen einräumte , iie nicht nur die sachlichen, sondern
auch die gefühlsmäßigen Voraussetzungen für seine Hege»
Monie -Gelüste sind , daß gerade dieser selbe Staatsmann
Lloyd George seit etwa Jahresfrist bestrebt ist, die¬
sen Fehler , der vielleicht der schwerste und verhäng¬
nisvollste Fehler seines Lebens ist, wieder auszugleichen .
Daß er seine ganze Energie und seine ganze ungewöhn¬
liche diplomatische Begabung daran gesetzt hat , u m diesen
Fehler wieder auszugleichen, wird niemand bestreiten
wollen. Aber er muß jetzt einsehen, daß er die Geister ,
die er seinerzeit selbst in Versailles mit ins Leben ge-
rufen hat , rächt wieder los wird , daß sie stärker sind, als
fern ehrliches und zielbewußtes Wollen .

Frankreich will nicht mehr von dem einrual betre¬
tenen Wege abweichen . Es w i l l unter allen Umständen
sein Ziel erreichen. Und die Buchstaben der abge¬

schlossenen Verträge bieten ihm die besten Vorwände und
Mittel , um sein Tun zu „begründen " . Allerdings über -
sieht Frankreich dabei das Eine , daß die ganze übrige
Welt schon längst begonnen hat , dieBuch staben die -
ser Verträge zu kritisieren , und daß die ganze
übrige Welt — zunächst einmal gefühlsmäßig — die im¬
perialistische französische Politik ab lehnt .

Dennoch beharrt Frankreich bei dieser Politik . Und
die Befürchtungen , daß diese Politik Mießlich zu in
Krieg führen müsse , scheinen — für Poincare
und die Leitartikler der Pariser Presse wenigstens —
nicht zu existieren. Denn sonstkönnte man sich die Ergüsse,
die diese Presse in den letzten Tagen veröffentlicht hat ,
nicht erklären . Ebenso, wie man sich auch die letzte,
geradezu verbrecherische Note des französischen
Ministerpräsidenten nicht erklären könnte . In
diesen Artikeln und in dieser Rede wird eine Sprache
geführt , wie sie nach den Erfahrungen der Geschichte nur
unmittelbar vor dem Ausbruch des Krieges selbst üblich
ist. Und die Enthüllungen mehren sich, nach denen be-
reits seit Wochen in Frankreich im Geheimen
mobilisiert wird . Natürlich ist . das Ziel dieser
Mobilisierung Deutschland . Frankreich hat eben
dank dem Blödsinn des Friedensvertrages von Versailles
die Möglichkeit, Millionenheere unter die Waffen zu
rufen , mit dem Hinweis darauf , daß es diese Heere gegen
das angeblich noch nicht entwaffnete und angeblich ver.
tragsbrüchige Deutschland verwenden müsse . So dumm
werden aber wohl die Politiker und Militärs an der
Themse nicht sein , daß sie nicht merken, zu welchen wirk¬
lichen Zwecken diese Mobilisierung unternommen wird .

Die Dinge haben sich auf der Konferenz von Genua ,
den Hoffnungen und Erwartungen aller ehrlichen Frie -
densfreimde zum Trotz, in einer Weise zugespitzt, daß
man sich allerdings die bange Frage vorlegen muß : Wie
soll es möglich sein , hier noch einen friedlichen Ausweg
zu finden , wenn Frankreich bei seiner imperialistischen
Politik verbleibt? Oder soll nran annehmen , daß Lloyd
George noch in letzter Stunde kapitulieren wird ? Wir
glauben an diese letztere Eventualität nicht . Denn , wenn
es sich um die Interessen der brifischen Politik , um eine
etwaige Bedrohung seiner Großmachtstellung handelt ,
darin rvird sich kein englischer Staatsmann finden , der
diese Interessen preisgibt , mag dieser Staatsmann nun
heißen, wie er wolle . Und die innerpolitischen
Gegensätze werden bis aus einen kleinen Rest verschwin¬
den , wenn sich zeigen sollte , daß die fran -
zöfische Politik in ihren Grundtendenzen
-englische Lebensinteressen bedroht .

Noch stehen die Dinge allerdings nicht auf des Messers
Schneide. Obwohl in den Pariser Hetzblättern schon seit
Tagen ständig vom Krieg geredet wird , zögert
die Gesamtheit der verantwortlichen Politiker Frank¬
reichs wohl doch noch, diese Möglichkeit klar ins Auge zr^
fassen . Es ist also für Frankreich nochimmerZeit ,
sich zu besinnen .

Was England anlangt , so hat allerdings Lloyd Ge¬
orge gerade in den letzten Tagen Sätze gesprochen, die
nicht anders zu deuten sind , als die Ankündigung
desBruchs zwischen England und Frankreich . Sowie
aber Frankreich Anstalten treffen sollte, nach vollzogenem
Bruch selbständig vorzugehen und alleine sich
das zu nehmen, wessen es zur Befriedigung seines Macht¬
rausches bedürfen zu müssen glaubt , dann wird England
einfach gezwungen sein, sich Frankreich ientge .
genzustellen .

Aber, wie gesagt: vielleicht muß den iFranzosen die
Tatsache, daß sie im Begriff sind , in einen Krieg hinrin -
zutanineln , erst einmal dicht vor Augen gerückt werden ,
bevor sie aus ihrem Traum erwachen . Daß sie sich in
diesen Traum einwiegen konnten, ist und bleibt aller¬
dings die historische Schuld Englands selbst , das es ntdjjt
verstanden hat , den französischen Größenwahn recht¬
zeitig zu zügeln.

Opposition und guter "Ton.
Unter dieser Überschrift schrecht A . R . in der „ Südd . Kons.

Korr .
" Nr . 11 vom 15 . April u . a . :

„Die Erscheinung, daß in unseren Parlamenten , insbeson¬
dere im Reichstag, die äußerste Rechte und die äußerste Linke
sich in der Bekämpfung und Ablehnung von Regierungsvor¬
lagen zusammenfinden, scheint sich zu einer stehenden Ein¬
richtung auszubilden . Auch bei der Verabschiedung der
Steuervorlageir mit dein Mantelgesetz sah man äußerste Rechte

und äußerste Linke wiederum zu oppositioneller Stellung brü¬
derlich vereint ; die deutsche Volkspartei hatte sich von der Rech,
ten getrennt und stimmte mit der Mehrheit, so daß Komma «
nisten . Unabhängige und Deutschnationale den „Kern der Op¬
position" bildeten.

Man braucht nicht in den Anschauungen einer staatSmärmi»
schen oder staatserhaltenden Politik auferzogen zu sein, um
zu erkennen, daß in dieser Zufammenkuppelu« , extreme«
Recht - und Linkselemente zu oppositioneller Haltung »„ ffchund sittlich etwas nicht stimmt. Es kann gewiß Vorkommen ,
daß in verschiedenen Fragen durch parteitaktische Notwendig¬keiten Rechte und Linke zu gemeinsamer Abwehr getriebenwerden , namentlich , wenn es sich um Abweisung von Maß -
nahmen handelt , die den beiden Richtungen ihre taktisch« Stel -
lung als Opposition erschweren , oder sie gar unmöglich mache«
will. Wenn aber als ganz regelmäßige Erscheinung in Din¬
gen materieller palttischer Frage« Rechte und Linke gemeinsam
oppositionell stimmen, dann liegen sicherlich Fehler in der poli-
tisch-sittlichen Einstellung der Parteien vor. Das gilt im be-
sonderen für die Rechte . Wenn die extreme Linke anhaltendnein sagt, so ist dies ohne weiteres zu verstehen; sie steht aufdem Standpunkt : „ es muß alles verungeniert werden̂ , weil
nur daS ChaoS dien oppositionellen Phönix gebären kann . Ms
Rechte mutz aber wissen, daß solche tabula -rasa -Politik au»
sittlichen Gründen niemals zu einer inneren positiven Polititzdes Aufbaues - führen kann. Da» war alle Zeit konservativ«
Anschauung . Und die konservativen Parteien des vergangenesStaates haben deshalb die Politik der fteisinnigen Neinsager!mit den schärfsten Worten gebrandmarkt. Jeder konservativ«
Agitator und Zeitungsmann mußte es auswendig lernen , daß
grundsätzliches Neinsagen die politische Korruption bedeutet. v
Nun ist die Rechte in die Minderheit gedrängt worden. Seil
dieser Zeit exerziert sie die svstematiscke Vcrneinungspolitikin noch viel schärferer und rücksichtsloserer Weise , wie die eh«,
malige bürgerliche Linke . Wenn früher Freisinn und Sozial -
demokratie gemeinsam mit nein stimmten, dann wurde dies in
allen Zeitungen von Konstanz bis Königsberg als das Para -
digma einer verruchten Oppositionsmacherei plakatiert . Heut«
hat man auf der äußersten Rechten jedes Gefühl für ein ver-
nünstige » Maß in sachlicher und persönlicher Opposition ver-
loren . Großmäulig im OppositionSton. kleinkalibrig im Geist.
nihilistisch -rückstchtSls» in der Argumenten-Wahl und klotzigin der Form — so operiert heute die Rechte, die sich in alten
Zeiten zur Aufrechterhaltung sachlicher Gründlichkeit und for-maler Vornehmheit bekannte. Als ich vor wenig mehr als
einem Jahrzehnt eine mäßig geschürzte Lippe oppositionellen
Angriffs in der „Deutschen Reichspost " gegen den demokrati-
schen Minister v . Pischek riskierte , wurde dies in konservativen
Kreisen Württembergs als unstatthaft empfunden und dev
Führer der Partei , Herr v. Kraut , sagte mir . die württem -
belgischen Konservativen stehen eben auf dem Standpunkts
daß der Minister ein Instrument der von Gott eingesetzte «
Obrigkeit fit, die respektiert werden muß. Diese Auffassung,
hat mir imponiert , sie schien mir vom sittlichen Standpunkt
aus durchaus richtig.

Nun sehe man suh an , was sich Blätter brr Rechten , bei-
spielsweise gegen de« Reichskanzler Dr. Wtrth gestatten, ei«Mann , der nach seinen Allgemeinen politischen Fähigkeiten,
nach dem Stand seiner allgenieinen Bildung und nach de« ,
Stärkegrad seiner parlamentarisch-rednerischen BefähigungMänner wie Helfferich und Hergt einige Längen hinter sich
läßt , angepöbelt wird ; im Parlament und noch mehr in dev
Presse . Jeder journalistische Schnösel, der nur mit krampf¬
artiger Anstrengung sich auf die Zehenspitzen erheben kann,
um mit der Rase knapp an den Lisch parlamentarischer, poli¬
tischer und rednerischer Zuständigkeit zu reichen , übt sei«
schnoddriges Mundwerk und seine ungefeilte Feder, die nur
gar zu oft im Geflecht diffiziler Satzverbindungen hänge»
bleibt , an diesem Mann , dem jeder gerecht Denkende , bildungS-
mätzige Zuständigkeit, unermüdlichen Fleiß und eine sittliche
Auffassung der Politik zuerkennen muß. Männer von christlich -
konservativer Gesinnung müssen sich mit Abscheu von einer
solche« Politik der „Opposition" abwenden. Es ist zu ihrer
Charakterfitik im Badische « Landtag ein scharfes Wort gefal¬
len ; »vir wollen es uns nidjt zu eigen machen, obwohl es al»
Protest einer deutsch -männlichen Auffassung gegenüber einer
hemmungslos gewordenen Journalistik wohl zu verstehen ist.

„Was man sich im Reichstag gegen Dr . Wirth gestattet,
wird in Baden in landsmannschaftlich moduliertem Ton gegen
Finanzminister Köhler angewandt . Gegen eine solche Über¬
tragung des in seiner parlamentarischen Valuta längst fest-
gestellten „Sauherdentons " muß energisch protestiert werden.
Wien« sich die Opposition keine geistigere Grundlage schaffen
kann , um ihren Fundus an Witz uniwSachkenntnis in parla¬
mentarischer Plastik aufzumachen, dann mag sie sich mit der
Rolle des Klopffechters begnügen, aber von ernsthaften Leu¬
ten nicht verlangen , daß man sie ernsthaft nimmt . Es war
doch nur ei» badischer Richter, der da glaubte, in unange¬
messenem Ton einem Inhaber der Regierungsgewalt gegen¬
über sprechen zu dürfen ; alle übrigen sind weit von ihm ab»
gerückt. Jeder Unbefangene weiß, daß wir es in Köhler mit
einem aufrechten Manne zu tun haben, der in jeder Beziehung
als Fachmann anzusprechen ist und sich während des Krieg»
in seinen spezialfachlichen Sendungen , wie als Parlamen¬
tarier und sachlicher Mitarbeiter an der Finanzaufgabe de»
bdischen Staates als gereifte Kraft erwiesen hat, die den
Bürokratentritt des Durchschnittsakademikers durch Tempera¬
ment und praktisch erworbenes Wissen sachlich und fachlich
überflügelte . Auch die „Badische Laudeszeitung " wird zu¬
geben müssen, daß höhere Begabung Schema und Examens¬
geste überwindet . Schema und Examina sind nötig, um den
Durchschnitt auf der Höhe intellektueller und moralischer Zu¬
ständigkeit zu erhalten . Führer sind aber aus den glänzend¬
sten ExaminaS noch niemals entstanden, wenn zu diesem
Nicht eine überlegen » Persönlichkeit kam, Arff diese allem



lammt eS an . . Freie Bahn dem Tüchtigen" heißt es deshalb
nielst : Freie Bahn dem ÄxamenS-Mann , sondern dem über »
Icgenen, dem über den Durchschnitt Hinausragenden . DäS
alte Regime hat hier schwer gesündigt, daß es die Intelligenz '
seiner mittleren Beamtenschaft nicht für die Befruchtung , und
Verjüngung der oberen Regionen auSnützte. Stände - und
Schichtenbildung muß fein, aber diese Kreise müssen in ein»
ander überZehen, wenn aus den natürlichen Ständen keine
Kasten werden sollen .

Jeder Sozialpolititer , der auf den Grundsähen einer nicht
«stelbisch intendierten konservativen Gesellschaftsauffaffung
steht, fordert von der Bildung der Stände und Schichten, daß
ihre Peripherien sich öffnen , um ineinander zu fließen , damit
Verstimmungen und schädliche Reibungen vermieden werden.

Die neue . Rechte " mag es unterlassen , fich nach ostelbischen
Mustern an dem Finanzminister zu reiben . Die sachlichen
Politiker sind froh, daß sie einen Mann von Charakter und
sachlichen Qualitäten an . der Spitze des bedeutsamsten Res¬
sorts erfolgreich arbeiten sehen .

"

politische Neuigkeiten .
Die Ikonkerenz von Genus.
Beendigung der Konferenz am 2 . Mai ?

Wie die „ Vossifche Zeitung " aus Genua meldet, soll in der
Nacht Lloyd George dem Präsidenten der italienischen Dele¬
gation d« Farta mitgeteilt haben» daß er gezwungen sei , ge¬
gen Ende der Woche Genua zu verlassen, da er beim Besuche
des englischen Königspaares in Belgien anwesend sein müsse .
Facta soll versucht haben, Lloyd George diese Ansicht auszu¬
reden . Rach späteren Meldungen soll man dahin überein¬
gekommen sein, die Konferenz offiziell am Dienstag , den 2.
Mai , mit einem feierlichen Schlußakt zu beendigen. Der Rest
des bis dahin nicht bearbeiteten Materials soll von speziellen
Kommissionen außerhalb Genuas erledigt werden . Wie das
Blatt ferner wissen will, wird auch Poincare zu diesem Schluß¬
akt nach Genua kommen , um das Wort zu ergreifen . In der
feierlichen Schlußsitzung soll nach Informationen des Blattes
verkündet werden , daß die Konferenzmächte sich darüber einig
seien, daß ein Angrift irgend einer MaiA gegen das Gebiet
einer anderen in Zukunft als dem Geiste von Cannes und
Genua widersprechend, auf den Tadel und die Zurückweisung
der ganzen Welt stoßen würde.

Der Zwischenfall Lloyd Grorge -Bartüou .
Über den am Samstag abend erfolgten Zusammenstoß zwi¬

schen Lloyd George und Barthou berichtet der „ Matin " lt.
-Frf . Ztg .

" : Lloyd George erhielt die Nachricht , daß die franz .
Delegation die russische Unterkommistson demonstrativ verlas¬
sen hatte , unmittelbar nach Beendigung der Sitzung , in der
der Text der an die deutsche Delegation zu richtenden Rote
beraten wurde . Lloyd George, rot vor Wut , schlug mir der
geballten Faust auf den Tisch, daß ein Teil der Delegierten ,
die den Saal bereits verlassen hatten , zurückströmten, um zu
sehen, was vorging . Der Wutausbruch Lloyd Georges war
um so merkwürdiger , als er bereits längst um den Zwischen¬
fall in der Rnßlandkommison gewußt haben nmßte . „Das
ist unerträglich, rief er aus , „ man muß nun endlich einmal
wissen , ob mckn hier die Fortsetzung der Konferenz oder ihre
Sprengung will. Wenn Frankreich den Bruch wünscht, dann
soll es das offen sagen und nicht die Arbeiten der Konferenz
aufhalten , indem es ohne Unterlaß neue Hindernisse schafft .
Jeder muß die volle Verantwortung für seine Handlungen
übernehmen . Ich werde nicht zögern , das englische Parlament
und die Vertreter der Dominions über den wahren Sachver¬
halt aufzuklären . Ich werde es offen anssprechen, auf wen
die Verantwortung fällt und wir werden ja dann sehen , ivas
die öffentliche Meinung der ganzen Welt darüber denkt .

"
Barthou , der diesen Wutausbruch schweigend angehört hatte ,
beschränkte sich darauf , zu erwidern , daß restlose Aufklärung
auch sein Wunsch sei.

Auf die vorgestrige Rede Bratianus bei der Beratung zur
Feststellung der Antwort an Deutschland hat Lloyd George,
wie die Pariser Morgenpreffe feststellt, wie folgt geantwortet :

Das Einverständnis der Alliierten dürfe keinen anderen
Zweck haben, als den Frieden aufrecht zu erhalten . Das er¬
kläre er offen im Namen der englischen Delegation . Wenn es
sich darum handle, den alten Kampfgeist aufrecht zu erhalten ,
die letzten Antagonismen wieder auflrben zu lasse«, dann
werde die englische Demokratie absolut und endgültig außer¬
halb dieser Entente bleiben. Jüngste Ereignisse hätten die
Brgeistrrung des britischen Volkes für das Einverständnis mit
den Alliierten ernüchtert. „Wenn eine Trennung zwischen
«nS sich vollziehe « müßte» sehr aufrichtig gesprochen , ich wäre
ruffetzt. Bor dem Krieg, während des Krieges und nach dem
Kriege habe ich alles getan , um die Trennung zu verhindern ,
und aus dieser Konferenz selbst halte ich mich in demselben
Geiste, England wird alle Hindernisse überwinden , die es aus
seinem Wege finden wird.

"
Nach dem Berichterstatter des „Echo de Paris " Hai Barthou

ziemlich schwach geantwortet . Frankreich hätte seine Ergeben¬
heit für ein allgemeines Einverständnis bewiesen. Hierauf
antwortete Lloyd George : „Hierüber hätte ich manches zu sa¬
gen , aber die Stunde ist für mich noch nicht gekommen , mich
anSzusprechen."

Äußerungen des englischen Pressechefs.
Bei dem englischen Presseempsang am Sonntag hat der eng¬

lische Pressechef, Sir Edward Griegg folgendes erklärt : Der
englische Ministerpräsident Lloyd George habe in der heutigen
Sitzung der Signaturmächtc das Wort genommen und seine
Zufriedenheit ausgedrückl über die friedlichen Erklärungen
von Seiten des Herrn Bratian » , die er namens der Kleinen
Entente gemacht habe . Llod George führte weiter aus , daß
er auf das engste nnt den atten Alliierten zusammenarbeiten
wolle, man tnüsse jedoch darüber vollkommen klar sein , diese
Zusammenarbeit sei nur dann möglich , wenn sie im Sinne
einer vollkommen friedlichen Politik erfolge. Wenn das Ge¬
genteil der Fall wäre , wenn man jeden Augenblick Zwischen¬
fälle schaffen wolle und einen Zustand der ständigen Beun¬
ruhigung aufrechterhalle in Europa , so würde dir englische
Demokratie nicht fortsahren können, mit den alten Alliierten
zusammenznarbeiten und ihre Handlungsfreiheit znrücknrhmrn
müssen .

Dementierte Hetzlügen.
Die druftche Gesandtschaft in Paris veröffentlicht folgendes

Dementt :
„Die deutsche Gesandtschaft ist ermächtigt, aus ganz katego¬

rische Weise alle Gerüchte zu dementieren , wonach Deutschland
mit Rußland eine MAitärkonvenfton geschloffen hätte . Die
hierüber veröffenUichten Berichte in englischen Zeitungen !, die
von französischen Blättern wieöergegebeu wurden , entbelyce«
jeder Grundlage . Es besteht weder eine Militärkonvention
zwischen Deutschland und Rußland , noch lvurden über ein sol¬
che? Abkommen Verhandlungen geführt . Die von englischer
Seite veröffentlichten Berichte über einen derartigen angeb¬
lichen Beitrag sowie alle darüber angeführten Dekumcnte ,
sind in allen Stücken frei erfunden ."

Eine neue Hetzrede Poincarsö .
Bei der Eröffnung des Generalrats des Diaas -Teparte -

« ents in Bar le Duc hob der französische Ministerpräsident

Poincare , bekanntlich einer der Hauptschuldigen am Weltkriege,
gestern vormittag hervor, daß er Lothringer , Grenzfranzose
sei . Zum Friedensvertrage übergehend sagte er : Wenn die
Bestimmungen des Versailler Vertrages , daß wenigstens die
vom Feinde auf französischem Gebiete verursachten Schäden
und die Pensionen der Witwen und Berwundeten zu Lasten
Deutschlands gehen sollen und daß Deutschland entwaffnet und
zur endgültigen Ohnmacht verurteilt werden könne, richtig an¬
gewandt worden wären , würde Frankreich zum großen Teile
seiner ernsten finanziellen Schwierigkeiten ledig und hätte die
Freud «, endlich seine Sicherheit garantiert zu sehen . Mehr ver¬
lange es nicht . Bezüglich der gegen Frankreich in vermiede¬
nen Ländern erbobenen Anklagen wegen Imperialismus , er¬
klärte Poincare , es gebe keinen einzigen französischen Politiker ,
der jemals von Annexionen geträumt habe. Alles, was Frank¬
reich jetzt verlange, sei dir Ausführung des Friedensvertrages ,
die nur durch eine beharrliche und methodische Aktion z« er«
zwingen sei. Aber schließlich müsse Frankreich das doch rrrei -
chen . Um die Industrie , Handel und Landwirtschaft zu heben,
wolle Frankreich die militärischen Lasten möglichst verringern .
Aber « er werde, so fragte Poincare , nicht selbst nach dem Ab¬
schluß des Abkommens von Rapall » die Nnklngheit zu rascher
Abrüstung empfinden? Nach dem Abkommen von Rapallo
würden nun viele erkennen, daß das Kabinett recht gehabt
habe, für den Augenblick an der 18monatigen Dienstzeit fest¬
zuhalten . Poincare kam dann auf die deutschen Polizeiftreit -
kräfte zu sprechen , die bereit feie« , „sich vom Abend zum Mor¬
gen in militärische Cadres umznbitden "

, und auf die „ober¬
schlesischen Wassendepots.

"
Die durch die Nachforschungen in Oberschlesien hervorgeru¬

fenen Attentate seien augenblicklich Gegenstand gerichtlicher
Untersuchungen und erforderten dringend Sanktionen . Die
Arbeit der Nolletschen Koutrollkommisfiou sei noch nicht vol¬
lendet und es sei unerläßlich, daß die Alliierten in Deutschland
noch umfangreiät « Kontrollmittel über die Luftschiffahrt, die
militärische Organisation und die Bewaffnung behielten . Poin -
carö gedachte weiter des herannahendcn Verfalltags der Repa¬
rationen . Wenn Deutschland dem Programm der Rcpara -
ticnskommission widerstehe , hätten die Alliierten das Recht
und infolgedessen auch die .Pflicht, zum Schutze ihrer Interessen
Maßnahmen - zu ergreifen , von denen es unzweifelhaft wü».
schenswert wäre , wenn sie »ach gemeinsamen Abkommen ange¬
nommen und angewandt würden , die aber nach dem Wortlaut
des Vertrags nötigenfalls auch von jeder der alliierten Mächte
allein ergriffen werden könnten, und die Deutschland nach dem
Vertrage von Versailles nicht als eine» Akt der Feindseligkeit
ansehen dürfe . Frankreich wünsche die Zusammenarbeit aller
Alliierten aufrecht zu erhalten , aber es werde in voller Unab¬
hängigkeit die Sache Frankreichs verteidigen und auch nicht
einen Augenblick die Waffen fallen lassen , die ihm der,Vertrag
in die Hand gegeben habe.

Poincare kam daun auf den « ertrag von Rapallo zu spre>
chen und warf die Frage der Geheimklauseln auf . Die öffent¬
liche Meinung Frankreichs habe begriffen , daß die Annahme
dieses Vertrages , besonders unter den Bedingungen , unter
denen sie erfolgt sei, sofort die Sprengung der Konferenz von
Genna nach sich hätte ziehen müssen . Die Alliierten hätten in
ihveut Wunsche nach Ruhe >lnd Mäßigung geglaubt , daß sie
das Möglichste tun müßten , um einen Bruch zu vermeiden.
Die französische Delegation habe von neuem ihren loyalen
Wunsch nach Mitarbeit gezeigt rlnd sich der nachgiebigen Aktion
angeschlossen , die man gegen Deutschland unternommen habe.

Frankreich habe sich nicht von England , Italien , Japan ,
Belgien , Polen , der Tschecho-Slowakei , Rumänien , Südslavien
und Portugal getrennt . Wie immer auch die Haltung Deutsch¬
lands und RsißlandS sei, so sei nunmehr eine politische Situa¬
tion geschaffen , die das europäische Gleichgewicht zu kompro¬
mittieren und vielleicht umzustürzen geeignet sei, und der man
nicht mit wirtschaftliche « »der finanziellen Formeln , selbst nicht
durch große internationale « erhandlungen begegnen könne .
Weder Bankkonsortien, noch auch noch so gelehrte Empfehlun -
gen über die Wechselkurse und Transportfragen könnten den
Weltfrieden auf ^ dauerhafter Grundlage aufrichten . Eine der
treibenden Kräfte bei einem großen Teile des deutschen Volkes
sei die Revanchehoffnung, bei den Bolschewisten sei der leitende
Gedanke, den Völkern ein neues Evangelium zu bringen . Die¬
sem Zustands gegenüber, der durch das Abkommen von Rapallo
grell beleuchtet werde, könne man nur auf Anwendung tzer
moralischen Kräfte beharren . Frankreich werde in Genua unter
der Bedingung bleiben, daß keinerlei Konzessionen, weder an
Deutschland, noch an Rußland gemacht würden . Frankreich
werde sich sehr genau an den Inhalt des Memorandums hal¬
ten, was immer sich auch auf der Konferenz ereignen möge,
und werde ohne Verzug mit den Alliierten die durch die
deutsch-russische Konvention geschaffenen neuen Tatsachen prü¬
fen und daraus alle Konsequenzen des Friedensvertrages für
feine Respektierung, für die Zukunft und für die Erhaltung
des. Weltfriedens ziehen. Poincare erklärte, Frankreich, das
die Gefahren von morgen klar erkenne, werde versuchen , seine
Alliierten zu überzeugen, daß die beste Art, die Gefahren zu I
bestehen , die sei, Vertrauen in Frankreich zu haben und nie- i
mals durch Schwäche auf einen Einschüchterungsversuch zu ant¬
worten . Frankreich sei auf alle Fälle entschlossen , das festzu¬
stellen, waS ihm rin Bertrag gegeben habe, den Frankreichs
Helden mit ihrem Blute bezahlt hätten . Poincare appellierte
schließlich an die Einigkeit der Franzosen .

Eine Rote Barthons .
Havas verbreitete gestern kaut WTB . eine Note aus Ge¬

nua von der angenommen wird, daß sie von dein ersten Ab¬
geordneten , Barthou , diktiert ' worden ist. In der Note wird
«usgeführt : Trotz der seit zwei Tagen unternommenen 'Versuche
den Riß zu maskieren, der durch die Konferenz von Genua
neuerdings durch das deutsch -russische Manöver hindurchgehe,
sei dieser für jeden aufmerksamen unparteiischen Beobachter
zu erkennen. Weder die deutsche noch die russische Antwort
auf die Note der Alliierten sei vorläufig zufriedenstellend und
beruhigend . Die französische Abordnung werde alsbald die
Vorbehalte aussprechen müssen , auf denen sie voll bestehe . Sie
lause zwar auf diese Weise Gefahr , daß alle diejenigen sich
von neuem gegen sie vereinigte «, die selbst mit Hilf« der
schlimmsten Zweideutigkeiten den Erfolg der Konferenz woll¬
ten und die, wie die Deutschen und Russe » , hauptsächlich nach
Genua gekommen seien , um im Trüben zu ft scheu. Die fran¬
zösische Abordnung werde trotzdem nach den ihr gegebenen
Richtlinien weiter verhandeln . Die förmlichen Zugeständnisse,
die sie vielleicht gemacht habe, und die als das unentbehrliche
Wechselgeld auf jeder Konferenz zu «betrachten seien, könnten
in keiner Weise weitere Beschlüsse in bezug auf jene Garan -
Nen nach sich ziehen, die Frankreich für unerläßlich halte . Um
ihre unter den gegenwärtigen Umständen schwierige Aufgabe
durchzuführen, stütze sie sich auf die französische öffentliche
Meinung , die ruhig und maßvoll ' sei und überstürzte Urteile
vermeiden möchte . Die Uneinigkeit der Verbündeten , die Iso¬
lierung Frankreichs und das Zustandekommen einer deutsch»
russische « Gruppe , alles dies stelle folgenschwere Möglichkeiten
bar , die durch die Konferenz von Genua zur Auswirkung
kommen müßten . Man werbe mit kaltem Blut der Zukunft
in» Gesicht sehen in der für die Zukunft Europa - und Frank¬
reichs entscheidenden Stunde .

Lin Lommunlqus der Hreparations -
Kommission.

Die Rep«rati »nSk»« « iffio» veröffentlicht lt . HavaS folge,.dq
Rote :

Nachdem die deutsche Regierung 1821 in bar die Sununss
von 1 Milliarde Goldmark gemäß dem Zahlungsplan vom
8. Mai bezahlt hatte , suchte sic am 14 . Dezember um einen
Aufschub nach für die Zahlungen am 15. Jan . und 15. Fedr .
1922 die im gleichen Zahlungsplan vorgesehen waren . Di«
Reparationskommission faßte in Cannes am 13. Januar ein«
Entschließung, auf Grund welcher ste Deutschland vorläufig ,
bis die Kommission endgültig über den deutschen Antrag einen
Beschluß fassen könne , einen Auffchub unter folgenden Bedln»
gun- rn bewilligte:

a) Während des vorläufigen Teilaufschvbs sollte die deutsch«
Regierung in Auslandsdevisen alle zehn Tage den Betrag von
30 Millionen Goldmark zahlen. Die erste Zahlung sollte an»
18. Januar erfolgen.

b) Die deutsche Regierung sollte innerhalb 15 Tagen detz
Kommission einen Entwurf von den Reformen mit den ge¬
eigneten Garanften seines Haushalts und Geldumlaufs vor¬
legen, sowie ein vollständiges Programm der Barzahlungen u.
Sachleistungen für das Jahr 1922.

c) Der vorläufige Auffchub läuft ab, sobald die Kommission
oder die alliierten Regierungen ihre Entscheidung über das in
d ) erwähnte Programm treffen .

Auf Grund der Bedingungen unter b) legte die deutsch«
Regierung der Kommission am 28 . Febr . eine Reihe von Do¬
kumenten vor, auf Grund welcher die Kommission am 81 . März
eine Entscheidung traf , wodurch Deutschlaich für die Barzah «
lungen und Sachleistungen für 1922 ein Teilanffchub bewillig
wurde , dessen Beibehaltung von der Erfüllung einer Reih«
ton Reformen abhängig gemacht wird . Diese Entscheidung
beendete auf Grund des Absatzes c den vorläusigen Zustand
der Dekadenzahlung , infolgedessen Deutschland vom 18. Jan .
bis 18. März 1922 sieben Zahlungen von 30 Millionen lei¬
stete, die zuzüglich der vor den , 18. Januar erfolgten Zahlun¬
gen den Gesamtbetrag am 2. März auf 181 948 920 .49 Gold-
mark bringen . An Stelle des Systems der Dekadenzahlungen
wurden folgende Verfalltage festgesetzt : 18 051 079.51 Gold-
mark am 15. April 1922, je 50 Millionen Goldmark am 15.
Mai , 16. Juni , 15. Juli , 15. August, 15. September , 15. Ok-
tober, und je 80 Millionen Goldmark am 15 . November und
16 . Dezember 1922 .

Am 7 . April antwortete die deutsche Regierung der Repaf
rationskommission betreffs der Reformen , deren Durchführung
die Bedingung zur Beibehaltung des AuffchubS ist . Jedoch
befriedigte das Schreiben nicht , die Reparativnskommiffion
antwortete ihrerseits am 13. April . Die beiden Schreiben wur¬
den in der Presse veröffentlicht. Die deutsche Regierung lei-
stete jedoch am 15. April die erste inonatliche Zahlung , die in
der obengenannten Aufstellung vorgesehen ist.

<Mit der am 12. April erfolgten Überweisung der Aprilra -te
war von deutscher Seite nicht die Gültigkeit der Bedingungen
der ReparationSkommiffion anerkannt worden ; man bemüht «!
sich vielmehr, auf diese Weise die Fortführung der Berhand «
lungen über daS Maß der deutschen Verpflichtungen zu ermög¬
liche» . D . Red.)

Die Stabilisierung der Mark .
Im Aufträge des Reichsfinanzministeriums hat Professor

Dr . Bonn , der jetzt als Sachverständiger auch in Genua weilt,eine Denkschrift über die Stabilisierung der Mark ausgear¬beitet , die in dem deutschen Denkschristenband für Genau
ausgenommen wurde . Die Schrift ist jetzt auch als Broschüre
im Verlag für Politik und Wirtschaft erschienen.

Nach einer eingehenden historischen Untersuchung über di«
Möglichkeiten der Währungsstabilisierung stellt Prof . Bonn fest ,
daß für die Festtgung der deutschen Währung die erste Not¬
wendigkeit̂ sei, die passive Zahlungsbilanz wiener akttv zu ge¬
stalten . Seine Vorschläge faßt er folgendermaßen zusammen :

„ Rechnet man die Verpflichtung aus dem Ausgleichsverfah-
ren und die sonstigen Verpflichtungen ans Ausländ aus dem
Friedensvertrag hinzu , so sind die jährlichen Friedensver¬
tragszahlungen Deutschlands auch nach der Herabsetzung von
drei Milliarde » Mark in Gold nur wenig geändert . Unter
diesen Verhältnissen ist ein Ausgleich der Zahlungsbilanz aus¬
geschlossen. Derselbe ist nur möglich, wenn für die nächste »
Jahre die gesamten Reparationszahlungen Deutschlands , ab¬
gesehen von bestimmten Naturalleistungen , wie Kohlen, völli»
in Wegfall kommen . Auf dem Wege eines Moratoriums ist
das unmöglich. England , Belgien und Italien können unter
Umständen eine Stundung ertragen , Frankreichs finanzieller
Dasein ist dagegen vom Eingang beträchtlicher Zahlungen in
Gold abhängig.

Da die wirtschaftliche Wiederaufrichtung Deutschlands mit
dem wirtschaftlichen Zusammenbruch Frankreichs nicht erkauft
werden kann und soll, muß ein Weg gefunden werden , der
Deutschland für eine bestimmte Frist von Goldzalsiungen a»
Frankreich befreit, ohne daß Frankreich auf den Eingang die¬
ser Summe verzichten muß . Es wird also nötig sein, für etwa
fünf bis sieben Jahre Frankreich aus Kosten Deutschlands
diejenigen Gelder vorzuschießen , die Deutschland z . Zt. nicht
zu zahlen vermag. Nimmt man den französischen Anteil , so¬
weit er in Gold zu entrichten ist , mit etwa einer Milliarde an ,
so müßte Frankreich während einer Frist von fi'inf vis sieben
Jahren diese Summe , also insgesamt fünf bis sieben Milli¬
arden Mark vorgescbossen werden . Das könnte nur in der
Weise geschehen, daß Deutschland eine Anleihe im Betrage
von fünf bis sieben Milliarden Goldmark aufnimmt . Die An¬
leihe müßte langfristig sein. Sie könnte vom Jahre 1923
ab mit den Summen verzinst werden , die heute als Saldo
des Ausgleichsverfahrens zu zahlen sind . Sie müßte nicht
auf einmal begeben werden , sondern könnte unter Umständen
in bestimmten Abschnitten ausgefolgt werden . Wenn die oben
gemachten Ausführungen über die Gestaltung der deutschen
Zahlungsbilanz richtig find, so würde eine derartige Anleihe
die nötige Erleichterung der Zahlungsbilanz herbeilführen.
Der Dollar würde auf die bloße Ankündigung einer folchett
Operation sehr stark sinken . Es wäre dann durch Zusammen¬
arbeiten der großen Zentralbanken der Welt nicht schwer , n« h
aufmerksamer Beobachtung den Dollar in der Nähe des ein¬
mal erreichten Standes zu halten und sein weiteres Steige «
zu verhindern , mit anderen Worten , es wäre möglich , einen
Höchstpreis für fremde Devisen festzusxtzen . Wenn das ge»
sthehen ist, so wird das deutsche innere Preisniveau in «ft»
dauernd festes LerhältniS zum Ausland kommen. Die hef¬
tigen , von den Bewegungen der Golddevisen ihren Ausgang
nehmenden Preisschwankungen kämen zu Ende. Die innerech
von Preisheraufsetzungen beeinflußten , zu Lohnbewegungen
führenden Unruhen kämen zum Stillstand . ES wäre möglich ,
einen zuverlässigen Voranschlag für den deutschen Staatshaus¬
halt zu machen .

Auch bei der Regulierung des Markkurses wird es vielleicht
nicht sofort möglich sein , jedes Defizit zu vermeiden , aber e»
wird dann nwglich sein , das Difizit nicht mehr durch Begebung
von Schatzwechseln an die Reichsbank und durch Notenaus¬
gaben zu decken , sondern durch Auflegung einer festverzins¬
liche« innere » Anleihe, die aus den Barbeständen des Publi¬
kums unter Beteiligung des Auslandes gezeichnet werden
wird . Es wird dann auch möglich sein, aus den Verbrauch»



axähtxt Einnahmen zu erzielen , Sa bei finkenden Jn -
^ vrei^m eine derartige Mehrbelastung erträglich ist.
Die ReichSbank wird keine weiteren Roten mehr ausgeben

» .SNen Es wird in absehbarer Zeit möglich sein, die auSge«
»ebenen Roten in Staatspapiergeld zu verwandeln . Die Der -
Enfirna der sie deckenden Staatswechsel kann eingespart wer»
En und zu einem Fonds zur Einlösung der ausstehenden
» öten verwendet werden. Di« ReichSbank kann dann wirklich
»ntonom werden und neue Rote« nur Zezen Warenwechsel
»uSaeben . Eine Stabilisierung der Mark ist damit noch nicht
erreicht, so schließt Bonn , wohl aber ist e» möglich , auf diese
»geise die Grundlage zu legen, auf der eine solche Stabilisie »

^ung später erfolgen kann. _

Vom internationalen Gewerkschafts¬
kongreß.

Huf dem internationalen Gewerkschaftskongreß in Ro«
wurde gestern der wirtschaftliche Wiederaufbau Europa » er-
»vtert. Der Berichterstatter Jouhaux betonte die dringliche
Notwendigkeit, Europa von Grund aus neu aufzubauen . So »
lange die internationalen Wirtschaftsbeziehungen nicht wieder,
«crgestellt sind , solange nicht ein Kreditsystem auf internatio -
»aler Basis unter Kontrolle des Finanzkonsortiums geschaffen
Ist , solange nicht die Notwendigkeit erkannt ist, daß alle Völker
sich gegenseitig helfen müssen, wird das Problem des wirtschaft¬
liche » Wiederaufbau » ungelöst bleiben . Der Vorsitzende des
Ullgeineinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, Leipart , erklärte
«amens hpr deutschen Delegation , daß er den Ausführungen
Fouhaux ' zustimme.

Leipart stellte fest, daß Deutschland die Nation sei , die
schwersten von der durch die Regierungen befolgten natio -

Mlistischen Politik heimgesucht worden sei . Er legte die wirt -
gastliche Lage Deutschlands dar , um die Behauptungen zurück -
Miweisen , daß sich die deutsche Industrie und die deutschen Ar-
Heiter in einer guten Lage befänden . Leipart schloß mit dem
Wunsche , daß die Politik deS Haffes und der Rache, welche be-
peits so viel Elend nicht nur über die deutschen , sondern auch
Sber die Arbeiter ddr ganzen Welt gebracht habe, so früh wie
'
Möglich beendet werde ; um durch eine Politik der Eintracht
gmd Solidarität unter den Völkern und durch die Ära einer
gemeinsamen friedlichen Arbeit ersetzt zu werden . — Turner
KCngtanb) stimmte namens seiner Delegation den Gedanken-
gangen Jouhaux ' bei, Buozzt (Italien ) hielt keine Rettung
!für möglich, wenn nicht zwei ungeheure Probleme gelöst wür¬
den , nämlich das der Streichung der Kriegsschulden ünd bi«
Frage der Rohstoffe. Madison (Dänemark ) stimmte dem zu.
Der Kongreß nahm darauf die bereits in Genua ausgearbei -
kete Entschließung an , die erklärt , daß die augenblickliche Lage
nicht allein durch finanzielle Operationen gelöst werden könne,
»nd die die Abschaffung jedes Rohstoffmonopols, der Streich¬
ung der gegenseitigen Schulden und eine Einstellung der Wirt¬
schaftspolitik nicht nqch nationalistischen Motiven fordert .

Ikurze polil. tflacbricbten . .
* Die Mörder de« Grafen Mirbach. Da » in Berlin erschei-

Hcne sozialrevolutionäre Blatt „Golos Roffij" brachte die
Meldunug , daß die Mörder des früheren deutschen Gesandten
fn Moskau, Grafen Mirbach, verhaftet und zur Aburteilung
dem Revolutions -Tribunal übergeben worden seien. Es scheint
sich jedoch um ein Mißverständnis zu handeln . Nach einer an¬
deren Meldung sollen sich die bereits seit einem Jahre verhaf¬
teten Führer des linken Flügels der Sozialrevolutionäre ,
Kamkow , Trutowskt und Majorow , vor dem Revolutionstriüu -
gial wegen Anstiftung zur Ermordung des Grafen Mirbach
jat verantworten haben, während der Mörder des Grafen
Mirbach selbst , Bliumin , sich noch auf freiem Fuß befinden
soll .

Badische Aebersicht.
Vadiscder Landtag .

Die Preissteigerungen auf dem Baumarkte
- ötigten den HauShaltSausschutzsofort bei der Wiederaufnahme
seiner Arbeiten am gestrigen Montag nachmittag , die Bewilli¬
gung der Gelder für staatliche Wohnungen und sonstige Ge-
Iäude , sowie die Vornahme von Reparaturen auszusprechen,
Roch ehe das hierzu benötigte Finanzgesetz erschienen fit. Die»
Mschah auch für den Straßenbau , sowie die Brückenausbes¬
serungen , die für die nächsten zwei Jahre geplant sind. Jeder
Mkonat , ja fast jede Woche verteuert das Bauen , so daß alle
Uaatlichen Bauarbeiten rasch in Angriff genommen werden
Müssen , will man den maßlosen Preiserhöhungen auf dem
sstaumarkt einigermaßen Vorbeugen.

Bei dieser Gelegenheit wurde dos ArbeitSminfiterium von
Wvei Abgeordneten ersucht , eine Vereinfachung des Berfah -
»en» für die Gewährung von Bauzuschüffrn durchzuführeu .
ISotoeit da» möglich fit — es kommen auch ReichSvorschrifte»
ön Frage — will man dem Wunsche Rechnung tragen .

Goldene Hochzeiten.
Da » Staatsministerium hat dem Haushaltsausschuß mitge¬

teilt, daß die vom Landtag vorgenommene Erhöhung de»

6schenke» des Staates von 200 auf 800 M. für jene badische«
epaore, welche da» seltene Fest der Goldenen Hochzeit be-

Deben , bereits ab 1. Mai 1922 in Kraft tritt bezw. dieser Bv»
Mag von da ab zur Verteilung gelangt .

Das Ergebnis des Scblncbseewettbewerds
Das Badenwerk hat bekannllich im Oktober 1921 einen

Wrttbeweich über den zweckmäßigen Ausbau der Wasserkraft«
fin Gebiete des Schluchsees ausgeschrieben . Zum 1 . März dieses
Kahre» waren 20 Entwürfe eingegangen , dre einem aus de«
Herren Geh . Baurat Block-Berlin , Oberingenieur Demmel -
lvaden (Schweiz), Oberbaurat Dr .-Jng . h. c. Meythaler -Karltz-
k»hr als Vorsitzender, Geh . Baurat Dr . Ing . Rehbock-KarlS -
ruhe und Oberregierungsrat Schellrnberg -Karlsrulhe gebil¬
deten Preisgericht vorgelegt wurden . Die nunmehr erfolgte
Untscheidung deS Preisgerichts hatte folgendes Ergebnis :

1 . Preis : Entwurf ,Klettenweittr", Verfasser Buß A. G ., In -
genieurbureau für Tiefbauarbeiten in Basel ,

2. Preis : Entwurf „Seenplatte ", Verfasser Regierungsbau¬
meister Münch-Stuttgart unter Mitarbeit der Maschinen¬
fabrik Voith -Heidenheim und der Allg. Elettr . Gesellschaft
Stuttgart -Berlin hinsichtlichder maschinellen Einrichtungen .

ö. Preis : Entwurf „nee temere , nec timide“
, Verfasser

Regierung »- und Baurat Momber , Vorstand des Tal -
sperren-Neubauamt » in Goslar .

Angekauft wurden ferner die beiden folgenden Entwürfe ,
me nach der Entscheidung der Preisrichter unter sich gleich¬

wertig sind : „SammrlMnkt ' . Dersasier Dtzsierhaft U Wid-
« ann A. -G ., Niederlassung Karlsruhe und Dipl .-Jng . Fritz
Mairr -KarlSruhe und „Geenkranz", Verfasser Grsin & Bil -
finger -Mannheim und Dr .^ fng . Adolf Lndttz, Ingenieur »
bureau G . m . b. H. in Karlsruhe .

Eine jedermann zugängliche U»Sftrll»«g sämtlicher Ent¬
würfe findet vom 28 . April bi» vorauSfichtlich 1 . Mai im Neu¬
bau der Bau -Jngenieur -Abteiluim der Technischen Hochschule
Karlsruhe (geöffnet von 10—6 Ähr) statt .

Das Beobachtungskrankenhaus
Deidelberg .

Vom HauptverforgungSamt Karlsruhe wird mitgeteilt :
Das Beobachtungskrankenhaus (Deokra.) Heidelberg ist in

letzter Zeit Gegenstand systematischer Angriffe seiten» de»
Gaue » Baden de» Reichsbundes der Kriegsbeschädigten, Kriegs¬
teilnehmer und Kriegshinterbliebenen in Anschlägen, Flug¬
blättern und öffentlichen Versammlungen . Die Angriffe be¬
wegen sich in Formen , denen vom Beobachtungskrankenhaus
(Beokra.) oder einer sonstigen Behörde selbstverständlich nicht
in gleicher Weise entgegen getreten werden kann . In der Sache
nötigen die Angriffe aber doch zur Richtigstellung in verschie¬
dener Hinsicht .

Bor allem soll nicht unwidersprochen bleiben, daß ein volle»
Einvernehmen zwischen Reichsbund und dem Hauptversor -
gungSamt , in der Beurteilung der Arbeitsweise, Leistungen
und Notwendigkett des Beokra. bestehe, wie dies die Veröffent¬
lichungen des Reichsbundes glauben machen möchten .

Als richtig muß dem Reichsbund zugegeben werden, daß
im Beokra. gelegentlich Fehlbegntachtungen vorgekommen find.
Wenn aber der Reichsbund, wie geschehen, behauptet, daß die
Untersuchungen im Beokra. ungründlich vor sich gingen , so daß
Fehlbegutachtungen an der Tagesordnung seien , so muß dem
auf das nachdrücklichste wiedersprochen werden. Der ReichS-
bund konnte auch nur ganz wenige Einzelfälle aus den Hun¬
derten und aberhunderten von begutachteten Fällen anführen ,
wobei auch bezüglich dieser zudem noch keineswegs einwandfrei
feststeht , daß Fehlbegutachtungen wirklich vorliegen und , wenn
dies der Fall sein sollte , auf welche Gründe sie zurückzuführen
find. Völlig vermeidbar werden auch bei der großen Gewis¬
senhaftigkeit der untersuchenden Ärzte Fehlbegntachtungen in-
folge der Mangelhaftigkeit auch der feinsten Untersuchungs -
Methoden , und solange menschliches Irren nicht ausgeschlossen
ist, nie sein Wunen. Diese Ansicht des Hauptversorgungsamts
war dem Reichsbnnd bereits vor der Veröffentlichung seines
Aufrufs bekannt. Im übrigen bedürfen die in dem Ausruf
ali^ Fehlbegutachtungen aufgeführten Fälle vorerst sämtlich
einer eingehenden Nachprüfung an der Hand der Akten . Nur
über den Fall von Magengeschwür läßt sich schon jetzt sagen,
daß er in dem Aufruf völlig entstellt wiedergegeben ist ; in
Wirklichkeit lag die Begutachtung in Heidelberg fast ein volles
Fahr vor der Feststellung und Operation des Magengeschwüres
in Mannheim , währen- die Darstellung des Aufrufes zu -der
irrtümlichen Annahme verleitet , daß die Heidelberger Unter¬
suchung erst nachher stattgefunden habe.

Um eine Prüfung der einzelnen Fälle zu ermöglichen, dir
auch das ReichsarbeitSministerium dringend wünscht , müßte
der Gau Baden, fall» auch ihm an einer objektiven Klarstel¬
lung des Sachverhaltes gelegen ist, zunächst sobald als möglich
die Rainen der von ihm erwähnten Fälle dem Hauptversor -
gungsamt mitteilen , damit die Akten beigezogen werden kön¬
nen . Es wird sich dann einwandfrei zeigen, daß nur ganz ver¬
einzelte Fälle von Fehlbegntachtungen vorliegen.

Die Veröffentlichungen des Reichsbundes behanpteu absicht¬
liche Herabsetzung und Verächtlichmachung der Kriegsopfer
durch Form und Ton der erstatteten Gutachten mit dem Zweck,
die Kürzung oder Entziehung der Renten begründen zu helfen .
Von derarttgen Absichten könnte selbst dann nieinals die Rede
sein, ivenn die Ausdrucksweise der Gutachten wirklich einmal
einem Beschädigten einen scheinbaren oder auch einen berech¬
tigten Anlaß geben sollte , sich persönlich gekränkt zu fühlen .
Es ist in Laienkreisen nicht hinreichend bekannt oder wird oft
nicht beachtet , daß bei der Bc 'utachtung von Neuro - und Psy¬
chopathen das ärztliche Urteil sich auf die Gesamtpersönlichkeit
erstrecken mutz , und daß der Arzt infolgedessen gezwungen ist,
sich nicht nur mit dom körperlichen Zustand des zu Untersu¬
chenden , sondern auch mtt seinen geistigen und seelischen Eigen¬
schaften zu beschäftigen. Es wäre aber bitteres Unrecht, einer
derartigen sachverständigen medizinischen Schilderung auch nur
den Schatten einer beleidigenden Absicht unterschieben zu wol¬
len. Da» ReichsarbeitSministerium ist zur Nachprüfung auch
der hierher gehörigen Fälle, die vom Gau Baden nur namhaft
gemacht zu werden brauchen, bereit und bemerkt im übrigen
in einem an das Hauptversorgungsamt gerichteten Erlaß , daß
es auf die rein wissenschaftlich sachliche und gerechte Beurtei¬
lung deS zu Bugutachtenden den größte» Wert lege und alle
überflüssigen kränkenden oder beleidigenden Äußerungen im
Verkehr mit Kriegsbeschädigten oder in den erstellten .Zeugnis¬
sen grundsätzlich verurteile . Der frühere wie der jetzige Leiter
des Beokra. haben jederzeit den ernsten Willen betätigt , mit
allen Mitteln eine objektive und wissenschaftlich einwandfreie
Begutachtungsart durchzuführen. Der Reichsbund hat das für
den früheren wie den jetzigen Leiter des Beokra. in mündlicher
Erörterung ohne Einschränkung zugestanden.

Schließlich besteht auch die Behauptung des Gaues Baden ,
daß das Beobachtungskrankenhaus in unsozialem, rein fiSkali.
schrm Geisttz und unter dem Einfluß eigensüchtiger Beweg-
gründe der untersuchenden Arzte begutachte, durchaus nicht zu
Recht . Solche Vorivürfe pflegen erhoben zu werden, wenn daS
Ergebnis der Begutachtung sich nicht mit den Wünschen der
Untersuchten deckt.

Es wird dabei aber übersehen, daß eine objektive wissen¬
schaftliche Untersuchung und Beurteilung sich auch bei größtem
Wohlwollen nicht nur nach den subjektiven Auffassungen und
Wünschen der Untersuchten richten kann, und daß die ärztliche
Feststellung der Erwerbsminderung nicht für ihre in den Au¬
gen der Beschädigten unzulängliche geldliche Auswirkung ver¬
antwortlich gemacht werden darf . Entsprechendes Material ,
das den schweren Vorwurf stützen könnte, hat der Reichsbund
bisher nicht beigebracht .

Zusammenfassend sei hier im Gegensatz zu der abfälligen
Beurteilung , die der Tättgkeit de» Beobachtungskrankenhause»
Heidelberg seitens des Gaues Baden des Reichsbundes zuttil
wird, betont, daß das Beobachtungskrankenhaus feit feiner
Einrichtung Ausgezeichnetes für da? versorgungsärztliche Be¬
gutachtungswesen geleistet hat und das gleiche auch für die
Zukunft erwarten läßt , so daß seine Beseitigung am meisten
den Interessen der Kriegsopfer selbst zuwiderlanfen mürde.
Die Lcisiunge» des Beobachtungskrankenhauses in ihrer Ge¬
samtheit sind als wissenschaftlich und sozial besonders hoch¬
stehende zu betrachten und an diesem Urteil , das von Fachge¬
lehrten und sonstigen namhaften Persönlichkeiten geteilt wird,
können auch Angriffe >vie sie jetzt gegen die Anstalt erfolgen ,
nichts milder» . Eine Aufhebung des Beobachtungskranken¬
hauses kommt bei der einmal erkannten Notwendigkeit und

Air eckmäßigkett «M . der dem HauptverforgungSamt bekannk
gegebenen Willensmeinung de » ReichsarbeitSministerium» un¬
ter keinen Umständen in Frage .

Der Reichsbund versucht in seinem Auftuf , die Kriegsopfer
zu überzeugen , daß kein gesetzlicher Nachteil aus einer Weige-
rung erwachsen könne , sich im Beobachtungskrankenhaus unter¬
suchen zu lassen. Diese Ansicht de» Reichsbundes ist irrig und
steht im Widerspruch mit § 81 des Verfahrensgefetze« vom
10. Januar d . I . Dem Reichsbund mutz diese Rechtslage auchbekannt sein. Die Krregsopser werden sich zu überlege»
haben, ob sie sser Aufforderung des Reichsbundes entsprechend
die bisherigen guten und segensreichen Erfolge des Beobach-
tungSkrankenhauses ohne stichhältige Gründe einfach vernei -
nrn und die Nachteile, die ihnen nach dem Reichsversorgung»,
gesetz bei Nichtbefolgung etwaiger Einbestellungen zu Unter -
fuchungen in das Beobachtungskrankenkaus möglicherweise er-
wachsen müssen, auf sich nehmen wollen . Wo hierbei das wirk-
lich« Interesse der Kriegsopfer liegt, bedarf wohl keinen wei -
deren Ausführungen .

kurze « achrickten aus Baden.
* Rr . 31 de» Badische « Gesetz- und Verordnungsblattes hat

folgenden Inhalt : Gesetz : über die Abänderung des Gesetze »
vom 18 . Juli 1918 , betreffend die allgemeine Fortbildungs¬
schule . Verordnung des Ministeriums deS Innern : Gebüh¬
renordnung der Leichenschauer .

BrrkehrSsprrre« .
'

Annahniesperre für Frachtgutwagenladungen nach Chemnitz.
-Hilbersdorf Ort und Übergang fit aufgehoben.

DZ . Mannheim , 28 . April. Vergangenen Freitag verhaftete
die hiesige Polizei insgesamt 82 Personen , davon allein 10
anläßlich der Hotel- und Gasthauskontrolle.

DZ . Heidelberg . 22 . April . Mit Rücksicht auf die steigende
Wohrlungsnot hat der Stadtrat beschlossen, daß möblierte
Wohnungen und Zimmer nur mit besonderer Genehmigung
deS Stadtrates vermietet « erde» dürfen .

DZ . Heidelberg , 24 . April. In der Kiesgrube beim neuen
Gasiverk wurde ein Mammutzahn von etwa 1,80 Meter Länge
gefunden . Funde ähnlicher Art sind in der Heidelberger Ge¬
gend schon öfters gemacht worden, so wurde im vorigen Jahre
bei Edingen ein Stotzzahn aus dem Neckar ans Licht gezogen.

DZ . Maxau , 21 . April. Im benachbarten Maximiliansa »
und in Pforz wird für eine starke Abteilung französischer Ma¬
rineartillerie Quartier gemacht .

Aus der Landeshauptstadt .
W . Wissenschaftliche Handlesekunst. Zu einem Vortrag über

wissenschaftliche Handlesekunst und verwandte Gebiete von
Dr . C. Höcker hatte sich eine zahlreiche und in ihrer Zusam¬
mensetzung ungleiche Hörerschaft im kleinen Festhallesaal ein.
gefunden . Der Redner führte , kurz zusammengefaßt, etwa,folgendes aus : Man kennt sich weniger als man glaubt . Aber
die Bemühungen , die menschlichen Eigenschaften und Eigen¬
heiten aus allerlei Anzeichen zu erkennen, sind ebenso alt wie
mannigfaltig . In den Linien des Handinnern glaubte mau
schon in alten Zeiten Anhaltspunkte für die Erkennung de»
Charakters zu finden . Diese wurden aber, besonders im Mit .
relalter , ausgewertet zur Wahrsagerei übelster Art , wie sie
bekannt ist als Chiromaniie . In den folgenden Jahrhunder¬
ten verlor sie aber bedeutend an Wertschätzung unter dem
Einfluß des Skeptizismus . Erst eine etwa um das Jahr
1870 andrängende okkultistische Welle veranlaßt « deren Wie¬
deraufnahme . Während sich das Ausbeutertum dieses Gebie¬
tes bemächtigt«, ohne jede tiefere Kenntnis , haben ernsthafte
Forscher durch eingehendes Studium eine Wissenschaft begrün¬
det, die nur das exakt feststehende anerkennt , die Chirologie.
Aber auch die Form des menschlichen Kopfes bietet Anhalte »
die Fähigkeiten und Besonderheiten zu erkennen (Phrenologie ),
ebenso die Handschrift, deren Deutung von vielen Graphologe«
ohne Kenntnis der Seelenkunde in schablonenmäßiger Arbett
als Existenzmöglichkeit ausgenützt wird. Weiter gibt Gesicht »,
ausdruck und der Gang Aufschlüsse über persönliche Eigenhei¬
ten . Während aber die Form des Kopfes durch die Haartracht
wenigstens scheinbar umgestaltet werden kann, ist die Han¬
del indiskreteste Teil des menschliche» Körpers. Auch die
Maniküre beeinflußt sie nur ganz gering und von einer Mode
wird sie nicht berührt . Die Gesetzmäßigkeit der an der In -
nenfläche der Fingerspitzen befindlichen sog . Papillarlinien ist
bekannt und hat sich in der Praxis bewährt. Sie dienten bis-
her in der Kriminalistik zur Wiedererkennung und Feststel¬
lung von Verbrechern . Es ist aber auch gelungen, eine An¬
zahl von Beziehungen dieser Fingerlinien zu den Eigenschaf¬
ten

^
des Einzelnen wie der Raffe festzustellcn . Eine ähnlich»

Gesetzmäßigkeit findet sich in der Formung der Handlinien ,
die sich ebenfalls während des ganzen Lebens nicht verändern .
Redner geht hier auf die Einzelheiten ein . Bei Beurteilung
derselben muß aber die Form der Hand selbst, der Finger und
der Fingernägel und deren Stellung in Betracht gezogen wer.
den . Jeder Mensch hat eben seine eigene Handsorm, den«
„ es ist der Geist, der sich den Körper baut .

" Die wissenschaft¬
liche Charakterologie fußt aber nicht auf Einzelheiten, sonder»
läßt nur den Gesamteindruck gelten für die Erkennung ver¬
borgener Seelenkräfte , unterdrückter Neigungen und Veran¬
lagungen , sei es für Zw' ecke der Berufseignungsprüfung , in
der Pädagogik , wie auch besonders vor der Ehe . Sie will
also eine Wissenschaft sein , die dem praktischen Leben dient .
Allerdings kann sie die Kombination nicht entbehren . Wie
bei den Papillarlinien spielt auch die Vererbung bei den Linien
des Handinnern eine wesentliche Rolle . Der Mensch ist eben
das Produkt seiner Ahnenreihe und die Keimzelle hat das beste
Gedächtnis . Redner beschäftigte sich dann noch eingehend mtt
der Prophetie und Hellseherei, die keineswegs geleugnet wer¬
den dürfe , wenn auch ihre berufsmäßige Ausübung gefördert
und erst ermöglicht werde durch di« „Hilfen"

, die dem Mediu«
meist unbewußt gegeben werden. — Dann folgten praktische
Beispiele in Lichtbildern und experimentelle Beweisführung
an Personen au » dem Publikum .

Die hiesige Ortsgruppe des Internationalen Bundes detz
Kriegsbeschädigten veranstaltete am Sonntag vormittag ein«
Demonstration vor den: Rathaus , bei der verschiedene Redner
die Notlage der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebene^
darlegten , gegen jeden Abbau der Renten protestierten »ich
für die Beibehaltung des § 87 und die Verdoppelung der Ren¬
tenbezüge sprachen.

Landestheater . Im Abonnement F 1 findet heute. Dien »
tag , eine Wiederholung von Goethes „Ürfaust" statt. A»
Donnerstag , den 27 . April geht Dietzenfchmidts Legendenspick .
„Die St . Jakobssahrt " zum viertenmal (Abonnevient B 9f
in Szene . Die vierte Aufführung von Ibsen » „Peer Gynt "
erfolgt am Samstag , den 29 . April (Abonnement D 2). — I »
Kvnzrrthaus gelangt am nächsten Sonntag Rudolf Presbe »
Lustspiel „Ltselott von der Pfalz " zur Wiederholung. D »
erste Aufführung ovn Shakespeares neu einstudiertem „R»
chard kl .

" ist für den 3. Mai vorgesehen .



Stsstssnzetger.
Bekanntmachung.

Die Bitzerische Rete Krenzlotterta betr .
Dem Bayerischen Landaweretn vom Boten » reu » wucSe me

Grlaubut » zum Vertrieb von 15000 Losen der von ihm ver-
«nstalteten Lotterie — Preis de» Loses 2£ 5 R . zuzüglich
Teuerungszuschlag und ReichSstompelabgabe, Ziehung : 17.
August 1082 — im Badischen Staatsgebiet erteilt .

A a r l ? r u h e, den 20. April 1922.
Ministerium de» Inner ».
Der Ministerialdirektor ^
I . A : Or . A . Iun g. Schmidt.

Die Gebäudeversicherung betr .
Der gemäss Artikel 4 de» Gesetze » vom «. August 1020 über

hie Abänderung de» Gebäudeversicherungsgesetze» (Gef.- und
BOBl . 1920 S . 463 ) und gemätz § 8 unserer Vollzug»-
Verordnung vom 12. Oktober 1920, die Abänderung de» Ge-
bärideverficherungSgesetzesbetreffend (Ges.» u . BOBl . S . 602 ),
kür nach dem 1. Januar 1920 eingetretene Schadensfälle von
bet Gebäudeversicherungsanstalt zu gewährenden Zuschlag zu
her gesetzlichen Entschädigung wird hiermit für Fälle , in de¬
nen die Wiederherstellung de» Gebäudes in der Zeit vom 1 . Rä¬
dernder 1921 bis 31. März 1922 erfolgte, auf da» zweiund-
gwanzigfache der unter Zugrundelegung der Baupreise vom
I . August 1914 zugebilligten Entschädigung festgesetzt .

Entschädigung und Zuschlag zusammen dürfen nicht hoher
fein als die tatsächlichen Kosten der Mederherstellung de»
Gebäude » in den Stand unmittelbar vor dem Brand ,
‘ Karlsruhe , den 24 . April 1922 .

Ministerium de» Innern .
R e m m e l e . nllgeier .

Bekanntmachung.
Auf Antrag der Technischen Aufsichtskommission für die

Untersuchung !»- und Prüfstelle des Deutschen Azetylenvereins
und unter den von ihr mitgeteilten Bedingungen werden die
Lzetylenapparate . Nova" der Firma Coutineutal -Licht- und
Apparatebaugrsellschast Frankfurt a. M . in den Grützen Nr .
872 und 273 unter Typennummer J 74 nach § 12 und in den
Grützen Nr . 278 bi» 875 unter Typennummer A 60 gemätz
| 11 der Azetylenverordnung vom 23 . Oktober 1914 ln jeder¬
zeit widerruflicher Weise für Baden zugelassen.

Karlsruhe , den 19 . April 1922.
vadische» ArbeitSminifterin « .

Der Ministerialdirektor :
I . A. : Schoch . Fuchs.

Bekanntmachung.
Die Bildung der Gewerkschaft Baden betr.

Durch Urkunde de» Notariat » Karlsruhe 6 vom 4. April
1922 haben da» Kaliwerk Krügershall , Aktiengesellschaft zu
Halle an der Saale , und der Badische LandeSfisku» nach 8 90
oeS Berggesetzes vom 22 . Juni 1890 eine Gewerkschaft ge¬
bildet, welche unter dem heutigen Tage die Bestätigung der
Bergbehörde erhalten hat . Aus dem GewerkschastSvertrag
wird gemätz 8 66 Abs . 2 der Verordnung vom 31 . Dezeniber
4/890 Nachstehende» zur öffentlichen Kenntnis gebracht:

1 . Der Namen der Gewerkschaft ist .Gewerkschaft Baden " ,
ihr Sitz in Buggingen , Amt Müllheim .

2 . Die Gewerkschaft hat die Konzession zur Gewinnung
von Kalisalzen einschliesslich der Magnesia -, Bor - und anderer
mit dem Steinsalz auf der nämlichen Lagerstätte vorkom¬
mender Salze in dem Konzesfionsfeld Baden . Da » Feld um¬
faßt 1610 ha 56 a in den Gemarkungen Eschbach, Griesheim ,
HeiterSheim und Seefelden des Amtsbezirkes Staufen .

Den Gegenstand des Unternehmens der Gewerkschaft bildet
hie bergmännische Ausbeutung dieser Konzession und weiterer
etwa hinzu erworbener Berechtigungen , die Verwertung der
gewonnenen Mineralien und die Herstellung aller Anlagen
und die Durchführung aller Unternehmen , die diesem Zweck
dienen .

3 . Die Zahl der gewerkschaftlichen Anteile (Kuxe) beträgt
1000.

4 . Die Gewerffchaft bestellt einen aus wenigstens sechs im
Reichsgebiete wohnhaften Personen besteheirden Grubenvor¬
stand .

Ein Drittel seiner Mitglieder wird vom Badischen Finanz¬
ministerium zur Wahl vorgeschlagen.

Die Wahl jedes Grubenvorstandsuntgliedes erfo.lgt auf
8 Jahre . Die Amtsdauer endigt erst mit dem Schluß der or.
deutlichen Gewerkenversammlung , welche die Neuwahl voll -
hieht.

Zur Wahl der vom Badischen Finanzministerium vorge-

K lagenen Mitglieder des Grubenvorstande » genügt es auch,
tz 334 Kuxe für ihre Wahl stimmen.
6 Die Einladung zur Gewerkenversammlung erfolgt unter

Angabe des zu verhandelnden Gegenstandes durch einmalige
Bekanntmachung im Reichsanzeiger mit einwöchiger Frist .

Der Grubenvorstand soll jedoch sämtliche zur Zeit des Er¬
lasses im Gewerkenbuche eingetragenen Gewerken unter An.
gäbe des zu verhandelnden Gegenstandes durch Absendung
Ungeschriebener Briefe einladen .

Der Gr ubenvorstand ist ermächtigt, den Ort der Gewerken¬
versammlung zu bestimmen.

6 . Die Gäverkeuversammlung ist beschlußfähig ohne Rück¬
sicht auf die Zahl der vertretenen Kuxe.

Sie beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit nach der
Zahl der Kuxe, soweit e» nicht gesetzlich einer Mehrheit von
wenigstens % aller Kuxe oder deren Einstimmigkeit bedarf.

7. Außer in gesetzlichen Fällen ist eine Mehrheit von we¬
nigstens % aller Kuxe erforderlich

a ) zu Beschlüssen , womit der Gegenstand de» Unternehmens
geändert wird ;

d ) wenn sich die Gewerffchaft an anderen Unternehmungen
in irgendwelcher Rechtsform beteiligen will ; dazu gehört
insbesondere der Erwerb von weiterem Bergwerkseigen¬
tum öder von Kvnzesfionen, sowie von Kuxen , Aktien
oder Anteilen an anderen Unternehmungen .

8. Der Grubenvorstand wählt au » seiner Mitte einen Vor¬
sitzenden und einen Stellvertreter .

Die Beschlußfassung des Grubenvorstands erfolgt mit ein¬
facher Stimmenmehrheit . Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

9. Die Wahl des Vorsitzenden des Grubenvorstands und
feine» Stellvertreter » erfolgt alljährlich im unmittelbaren An¬
schluß an die ordentliche Gewerkenversammlung durch die
anwesenden Mitglieder des Grubenvorftand ».

10 . Rach außen hin find sowohl der Vorsitzende des Gru¬
benvorstands als auch sein Stellvertreter ein jeder für sich
allein ermächtigt, die Gewerkschaft in allen ihren Angelegen¬
heiten gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten . Eine
Sondervollmacht ist nur in den in 8 102 de» badischen Berg¬
gesetzes vom 22 . Juni 1800 bezeichneten Fällen erforderlich.

Die übrigen Mitglieder de» Grubenvorstauds können die
gleiche Vertretung nur gemeinschaftlich ausüben .

11 . Nach innen ist der Grubenvorftand an die Beschlüsse der
Gewerkenversammlung und jede» Grubenvorstandsmitglied
außerdem an die Vorstandsbeschlüsse gebunden .

12 . Der Grubenvorstand hat di« Entscheidung der Gewerken¬
versammlung einzuholen , abgesehen von allen Angelegenheiten ,
in denen nach dem badischen Berggesetze vom 22. Juni 1890
die Zustimmung der Gewerkenversammlung erforderlich ist,
zum Abschluß von Fürder - und Löseverträgen , sowie von sol¬
chen Verträgen , durch die sich die Gewerkschaft an anderen
/Unternehmungen in irgendwelcher Rechtsform beteiligt .

13 . Als Vergütung für die Verwaltung ihres Amts , insbe¬
sondere für di« Vertretung der Gewerffchaft und die Leitung
ihrer Geschäfte erhält der Grubenvorstand fünf Prozent der
zur Ausschüttung gelangenden Ausbeute ; Hiewon fallen dem
Bovsitzenden zwei Teile , je ein Teil dem Stellvertreter des
Vorsitzenden und jedem Mitglied zu.

Außerdem erhalten als Aufwandsentschädigung der Vor¬
sitzende de» GrNbeuvorstands zehntausend Mark , sein Stelwer -
treter und jedes Mitglied je fünftausend Mark jährlich.

Eine etwaige Vergütungssteuer (Tantiemensteuer ) auf alle
Bezüge trägt die Gewerffchaft .

14 . Dj « ordentliche Gewerkenversammlung ist vom Gruben -
Vorstande in der ersten Hälfte jedes Kalenderjahres zu be¬
rufen .

15 . Der Grubenvorstand ist verpflichtet, eine außerordent¬
liche Gewerkenversammlung zu berufen , sobald das Interesse
der Gewerkschaft solche» erfordert .

16 . Außerdem muß er -eine außerordentliche Gewerkenver »
sammlung berufen , wenn Gewerken mit wenigstens 200 Kuxen
deren Berufung unter Angabe des zu verhandelnden Gegen¬
standes schriftlich bei ihm beantragen .

Karlsruhe , den 32. April 1022 .
Ministerium der Finanzen ,

Abteilirng für Salinen und Bergbau als Obere Bergbehörde .
Naumann . Heck .

Bekanntmachung.
Die Bildung der Gewerffchaft Mwrkgräfter betr .

Durch Urkunde des Notariats Karlsruhe 0 vom 4 . April
1922 haben das Kaliwerk Krügershall . Aktiengesellschaft zu
Halle an der Saale , und der Badische Landesfiskus nach 8 60
des Berggesetzes vom 22 . Juni 1800 eine Gewerkschaft ge¬
bildet, welche unter dem heutigen Tage die Bestätigung der
Bergbehörde erhalten hat . Aus dem Gewerffchaftsvertrag
wird gemäß 8 65 Abs . 8 der Verordnung vom 31 . Dezember
1800 Nachstehendes zur öffentlichen Kenntnis gebracht :

1 . Der Namen der Gewerkschaft ist „Gewerkschaft Mark¬
gräfler " , ihr Sitz in Buggingen , Amt Müllheim .

2 . Die Gewerkschaft hat die Konzession zur Gewinnung
von Kalisalzen einschließlich der Magnesia - , Bor - und anderer
mit dem Steinsalz auf der nämlichen Lagerstätte vorkom¬
mender Salze in dem Konzesstonsfeld Markgräfler . DaS
Feld umfaßt 691 ha 13 a in den Gemarkungen Buggingen ,
Griesheim und Seefelden der Amtsbezirke Müllheim und
Staufen .

Den Gegenstand de» Unternehmens der Gewerkschaft bildet
die bergmännische Ausbeutung dieser Konzession und weiterer
etwa hinzu erworbener Berechtigungen , die Verwertung der
gewonnenen Mineralien und die Herstellung aller Anlagen
und die Durchführung aller Unternehmen , die diesem Zweck
dienen.

3 . Die Zahl der gewerffchaftlichen Anteile (Kuxe) beträgt
1000 .

4 . Die Gewerkschaft bestellt einen aus wenigstens sechs im
Reichsgebiete wohnhaften Personen bestehenden Grubenvor¬
stand.

Ein Drittel seiner Mstglieder wird vom Badischen Finan »»
Ministerium zur Wahl vorgeschlagen.

Die Wahl jedes Grubenvorstundsmitgliede » erfolgt auf
6 Jahre . Die Amtsdauer endigt erst mit dem Schluß der or-
deutlichen Gewerkenversammlung , welche die Neuwahl voll,
zieht.

Zur Wahl der vom Badischen Finanzministerium vorge-
schlagenen Mitglieder de» Grubenvorstandes genügt es auch.
Saß 334 Kuxe für ihre Wahl stimmen.

6 . Die Einladung zur Gewerkenversammlung erfolgt unter
Angabe des zu verhandelnden Gegenstandes durch einmalige
Bekanntmachung im ReichSanzeiger mit einwüchiger Frist .

Der Grubenvorstand soll jedoch sämtliche zur Zeit de» Er .
lasses im Gewerkenbuche eingetragenen Gewerken unter An¬
gabe öeS zu verhandelnden Gegenstandes durch Absendung
eingeschriebenen Briefe einladen .

Der Grubenvorftand ist ermächtigt, den Ort der Gewerken-
Versammlung zu bestimmen.

6 . Die Gewerkenversammlung ist beschlußfähig ohne Rück¬
sicht auf die Zahl der vertretenen Kuxe.

Sie beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit nach der
Zahl der Kuxe, soweit es nicht gesetzlich einer Mehrheit von
wenigstens % aller Kuxe oder deren Einstimmigkeit bedarf .

7. Außer in gesetzlichen Fällen ist eine Mehrheit von We¬
nigstens % aller Kuxe erforderlich

a ) zu Beschlüssen , womit der Gegenstand des Unternehmen »
geändert wird :

d) wenn sich die Gewerffchaft an anderen Unternehmungen
in irgendwelcher Rechtsform beteiligen will ; dazu gehört
insbesondere der Erwerb von weiterem BergwerkSeiaen-
tum oder von Konzessionen, sowie von Kuxen . Affien
oder Anteilen an anderen Unternehmungen .

8 . Der Grubenvorstand wählt au » seiner Mrtte einen Vor¬
sitzenden und einen Stellvertreter .

Die Beschlußfassung des Grubenvorstand » erfolgt mit ein¬
facher Stimmenmehrheit . Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

9. Die Mahl des Vorsitzenden des Grubenvorstands und
seines Stellvertreters erfolgt alljährlich im unmittelbaren An¬
schluß an die ordentliche Gewerkenversammlung durch die
anwesenden Mitglieder des Grubenvorstands .

10. Nach außen hin sind sowohl der Vorsitzende des Gru¬
benvorstands als auch sein Stellvertreter ein jeder für sich
allein ermächtigt, die Gewerkschaft in allen ihren Angelegen¬
heiten gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten . Eine
Sondervollmacht ist nur in den in 8 102 des badischen Berg¬
gesetzes vom 22. Juni 1890 bezeichneten Fällen erforderlich.

Die übrigen . Mitglieder des Grubeuvorstands können die
gleiche Vertretung nur gemeinschaftlich ausüben .

11 . Rach innen ist der Grubenvorftand an die Beschlüsse dev
Gewerkenversammlung und jeder Grubenvorstandsmitglied
außerdem an di« Vorstandsbeschlüsse gebunden .

12. Der Grubenborstand hat die Entscheidung der Gewevkew
Versammlung einzuholen , abgesehen von allen Angelegenheiten ,
in denen nach dem badisihen Berggesetze vom 28. Juni 1880
die Zustimmung der Gewerkenversammlung erforderlich ist,
zum Abschluß von Förder - und Löseverträgen , sowie von sol .
chen Verträgen , durch di« sich die Gewerffchaft an anderen
Unternehmungen in irgendwelcher Rechtsform beteiligt .

18. Ms Vergütung für die Verwaltung ihres Amts , insbe¬
sondere für di« Vertretung der Gewerkschaft und die Leitung
ihrer Geschäfte erhält der Grubenvorftand fünf Prozent dev
zur Ausschüttung gelangenden Ausbeute ; Hiewon fallen dem
Vorsitzenden zwei Teile , je ein Teil dem Stellvertreter de»
Vorsitzenden und jedem Mitglied zu .

Außerdem erhalten als Aufwandsentschädigung der Vor¬
sitzende des Grubenvorstand » zehntausend Mark , sein Stellver¬
treter und. jedes Mitglied je fünflausend Mark jährlich.

Eine etwaige Vergütungssteuer (Tantiemensteuer ) auf alle
Bezüge trägt die Gewerffchaft .

14 . Die ordentliche Gewerkenversammlung ist vom Grubxn -
vorstan-de in der ersten Hälfte jedes Kalenderjahres zu be¬
rufen .

16 . Der Grubenvorstand ist verpflichtet, ein« außerordent¬
liche Gewerkenversammlung zu berufen , sobald das Interesse
der ^ werkschaft solches erfordert .

16. Außerdem muß er «ine außerordentliche Gewerkenoer -
sammlung berufen , wenn Gewerken mit wenigstens 800 Kuxen
deren Berufung unter Angabe des zu verhandelnden Gegen¬
standes schriftlich bei ihm beantragen .

Karlsruhe , den 22 . April 1923 .
Ministerium der Finanzen ,

Abteilung für Salinen und Bergbau als Ober« Bergbehörde .
Naumann . Heck .

personeller Teil .
Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw

der planmäßigen Beamte «.

Aus dem Bereiche des Ministeriums des Kultus
und Unterrichts .

Ernannt :
Studienrat Or . Ernst Hoffman » am Mommsen -Gymnapum

in Charlottenburg unter Verleihung der Amtsbezeichnung und
der akademischen Rechte eines ordentlichen Professors zum
planmäßigen außerordentlichen Professor der Philosophie und
der Pädagogik an der Universität Heidelberg.

Mittwoch , den 26 . April :
LandetthMtw .

f — 9’/* Uhr . 40 Mk.
Abonnement G 1
Th - Gem . B .V .B.

»Be Nummern über 3500.

Der Troubadour.

Konzei *thaias >
7—10 Uhr .

Volksbühne L 5

Kater Lampe.
B

Konzerthaus .

jeweils v Uhr nachm, und 7,9 Uhr «vends
Donnerstag , de« 87., DamStag, de» 89. April

und Montag , de« 1. Mair

M der 3ungfrau (iatin im ewige (Hs.
Victoria regia . — Möbelfabri¬
kation (mit Vortrag) . — Schule
der Zukunft . Dahner Schweiz.
Verkaufsstelle« wie bekannt. s . Anschlagsäule.

In Kürze wird erscheinen :

von
. Rechtsanwalt Or . M . Graft

in Freiburg i . Br .
Preis etwa 15 M.

Diese» Merkchen soll die Bauherren beraten , wie
steuerlich der Wohnungsbau behandelt wird . LS soll
auch ein Auskunftsbuch sein für Rechtsanwälte ,
welche» di« vielfach zerstreuten massgebenden Be¬
stimmungen zusammenfasst . Besonders wichttg ist
die Darstellung der Gesetzesvorschläge , die bald er¬
lassen werden müssen, wenn ernstlich gebaut wer-
den soll .
------- Wichtig für jede« vanlnsttge » . -
Zu beziehen durch jede Buchhandlung und direkt

vom Verlag
S. SlMslhe HosblOlMei und Verlag,

Karlsruhe i. B .. Korlfrtedrichftr. 14.

EeineWmer Biimu-
tarif der deutschen Wen-
Wn -Miebs-SesMaft

Tft». 79 .
Am 1 . Mai d. I » . wer-

den im Verkehr mit Sta¬
tionen der Nebenbahnen
Achern—Ottenhofen , Bibe-

rach—Oberharmersbach ,
Halttngen —Kandern , Kro¬

zingen —Münstertal —
Sulzburg , Mosbach—Mu -
dau , Oberschefflenz—Bil¬
ligheim und Rhein —Etten -
heimmünster ebenso wie
auf der Reichsbahn die
Expressgut-, Tier - und Gü¬
tertarife um 20. v . H . er-
höht. Feste Tarifzuschläge
bleiben unverändert be¬
stehen. Das alsbaldige
Inkrafttreten der Tarifer¬
höhung gründet sich auf
die vorübergehende Ände¬
rung des 8 6 der Eisen-

bahn -Verkehrs -Ordnung .
(R .G .Bl . 1914 S . 466 ) .

Berlin , 80 . April 1982 .
Deutsche Eisenbahn -Be-

triebs -Gesellschaft, Aktien¬
gesellschaft . « .210

Im Verkehr mit Statio¬
nen der Nebenbahn Möck-
mühl—Dörzbach werden
zum 1. Mai d . I . gleich
wie auf der Reichsbahn die
Expressgut-, Tier -, und
Gütertarife um 30. v . H.
erhöht. Feste Tarifzu -
sckläge bleiben unverän¬
dert bestehen. Das als¬
baldige Inkrafttreten der
Tariferhöhung gründet sich
auf die vorübergehende
Änderung des 8 6 der Ei¬
senbahn . Verkehrs - Ord .
nung (Reichsgesetzblatt
1914 S . 455 ) . A .211

Berlin , 20. April 1922 .
Deutsche Eisenbahn -Be-

trlebS-Gesellschaft Aktien¬
gesellschaft .

Kadtfche *
Kt«irei»s«tertartf .

Auf 1 . Mar 1922 wer-
den die ZuschlagStafeln

zur Berechnung deS Aus»
lcmdSzuschlages im Ver¬
kehr mit unserrr Statio¬
nen auf Schweizergebtet
und mit Waldshut Über¬
gang neu ausgegeben.
Es ergeben sich zum Teil

geringe Ermäßigungen .
Näheres in mrserem Ta¬
rifanzeiger . R .47
Karlsruhe . 21 . April 1922 .
Eisenbahngeneralvirektian .

Badischer
Gütertarif .

Mit Wirkung vom t .
Juni d . I . wird für An¬
träge beim Stat . Mann¬
heim Rbf auf Änderung
in der BereitsteWung von
Wagen in Mannheim und
Mannheinr Jnd . die glei¬
che Gebühr wie für An¬
weisungen des Empfän¬
gers erhoben . Diese Ge-
biihr wird auch für Neu¬
eintragungen in die
stellivorschriften und für
deren Änderung erhoben.
Karlsruhe , 21 . April 1922.
Eisenbahngrneraldirekt !«».
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